
 
 
 
Interview mit Patricia Juan Pineda, Cilas Mexiko City 
per Videokonferenz am 03.10.2020 im Rahmen des IGAKK-Workshops 
 

  
 
 

Was hat das neue Arbeitsgesetz gebracht? Wird es umgesetzt? 

 

Das mexikanische Arbeitsgesetz ist ein neues Modell, das darauf abzielt, 
Schutz- bzw. Patronats-Tarifverträge abzuschaffen, die durchschnittlich 90% 
der Tarifverträge im Land abdecken.  
 

 Die neue Gesetzgebung basiert auf der Vereinigungsfreiheit und dem 
Recht auf Kollektivverhandlungen. Das wandelt das System der 
Registrierung und Aktualisierung von Gewerkschaften sowie der Revision 
und Unterzeichnung von Tarifverträgen um. Es schreibt den betrieblichen 
Gremien die Grundsätze der Transparenz und Öffentlichkeit vor. 
 

 Das Gesetz versucht, die aktive und direkte Beteiligung der 
Arbeitnehmer/innen an der Wahl der Führungskräfte, der Unterzeichnung 
von Tarifverträgen und der Festlegung der Löhne und Leistungen zu 
gewährleisten. 
 

 Es gibt Regelungen zur Durchsetzung von Verantwortlichkeit und 
Sanktionen bei Nichteinhaltung. 
 

 Das Arbeitsgesetz fordert Gleichberechtigung der Geschlechter mit 
Mechanismen zur aktiven Beteiligung in den gewerkschaftlichen 
Exekutivausschüssen und Spielräume zur Festlegung der 
Gewerkschaftspolitik. 



Die Schutzgewerkschaften in Mexiko ignorieren weitgehend die neuen 
Anforderungen und erfüllen sie daher nicht. Es gibt immer noch das Dreieck 
Regierung - Unternehmen - Mafiagewerkschaften, das die Schutz-Tarif-
Abkommen durchsetzt. Dies gilt für alle Institutionen: die Gerichte, die 
Unternehmen... 
 
 Das neue föderale Arbeitsgesetz sieht vor, dass seine Umsetzung bis 

2023 abgeschlossen sein soll. Obwohl die Registrierung und 
Aktualisierung für Gewerkschaften jetzt leichter zugänglich ist, stellt sich 
die Situation so dar: Die korrupte dreigliedrige Struktur von Tarifverträgen 
zum Schutz der Arbeitgeber in den Schlichtungs- und 
Schiedskommissionen funktioniert immer noch.  

 Schutzverträge werden weiterhin als Mechanismus zur Kontrolle der 
Arbeitnehmer/innen am Arbeitsplatz und zur Vermeidung von 
Rechtsansprüchen missbraucht. Unternehmen unterzeichnen diese 
Verträge weiterhin.  

 Wenn sich Arbeitnehmer/innen in Gewerkschaften außerhalb der 
Gewerkschaftsmafia organisieren wollen, müssen sie dies im 
Verborgenen tun, um Repressionen zu vermeiden. 

Hat es schon Erfolge gegeben? 
 

Formal gesehen, ja: Die neuen Arbeitsgerichte werden dieses Jahr in 7 der 
31 Bundesstaaten des Landes tätig sein. Das Zeitfenster bis 2023 muss in 
allen Staaten eingehalten werden. 

Im Alltag nehmen sich die Arbeiterinnen und Arbeiter wieder als solche mit 
ihren Rechten wahr, sie suchen Informationen und Wege, um sich 
gewerkschaftlich zu organisieren. Sie verstehen, dass es eine andere Art des 
Gewerkschaftswesens gibt als die Mafia und den Protektionismus. Sie 
versuchen, demokratische und unabhängige Organisationen zu gründen, die 
sie legitim vertreten. 

 
Gibt es Bewegung von unten? Wissen die Kollegen von der 
Veränderung? Gibt es eine soziale Bewegung, um das Zeitfenster zu 
nutzen? 
 

Die Regierung unternimmt Anstrengungen. Als Unterstützer unabhängiger 
Gewerkschaften leisten wir bei Cilas Öffentlichkeitsarbeit. Aber es besteht 
immer noch die Gefahr der Repression. 
 
 Ja, die unabhängigen Gewerkschaften gehen mit den Informationen so 

weit wie möglich. Aber wir erkennen, dass wir noch einen langen Weg vor 
uns haben und mehr Unterstützung brauchen, um auf die Bedürfnisse zu 



reagieren, die sich aus diesem Informations- und Schulungsprozess 
ergeben. Allerdings: Die Unternehmen versuchen ihrerseits, ihre 
Schutzverträge mit der Gewerkschaftsmafia und den Regierungen der 
Bundesstaaten zu stärken, indem sie die Übergangszeit des Gesetzes 
nutzen und verschiedene Strategien anwenden, um das neue Gesetz zu 
umgehen und die Kontrolle über die neuen Arbeitsgerichte und -institu-
tionen aufrechtzuerhalten. Sie tun das, indem sie Mitglieder des tarifver-
traglichen Modells der Schutzverträge an diese Orte entsenden und 
sicherstellen, dass sich nichts ändert. Sie provozieren Konflikte in den 
Bundesstaaten, das macht sie unsichtbar und ermöglicht größeren 
Missbrauch. 
 

 Die Wahlen des Exekutivausschusses der Unabhängigen Audi-Arbeiter-
gewerkschaft SITAUDI in Puebla entsprachen den neuen Regeln des 
Gesetzes und waren eine gute Übung in Demokratie. Es gewann eine 
andere Gruppe als die bisherige. Sie wurde mit breiter Mehrheit gewählt. 
Der Genosse Cesar Orta, der an der Spitze der neuen Betriebsgewerk-
schaft von SitAUDI steht, kennt und arbeitet mit uns in der Föderation der 
unabhängigen Gewerkschaften der Automobil-, Autoteile-, Luftfahrt- und 
Reifenindustrie, FESIIAAAN, zusammen. Wir freuen uns auf die 
zukünftige Zusammenarbeit.  
 

 Das Coronavirus hat die Umsetzung des neuen Gesetzes beeinträchtigt 
und die Eröffnung der neuen Arbeitsgerichte in einigen Bundesstaaten 
verzögert. Es gibt einige Fortschritte, die jedoch von Haushaltsfragen 
abhängig sind, zum einen wegen Covid19 und zum anderen wegen der 
Sparpolitik der Regierung, die die Umsetzung und Funktionsfähigkeit in 
Frage der Arbeitsgerichtbarkeit stellt. 
 

 Während der Pandemie hat auch die Zahl der Beschäftigten im infor-
mellen Sektor zugenommen: 6 von 10 Beschäftigten sind in Mexiko in 
diesem Sektor tätig. Das übt Druck auf die Löhne und Leistungen der 
formellen Sektoren aus. Die breite Anwendung von Formeln zur 
Einstellung von Beschäftigten außerhalb des Arbeitsrechts, die Aus-
weitung der Telearbeit und der Beschäftigten auf elektronischen 
Plattformen zeigt, wie groß die Herausforderung ist, Gewerkschaften zu 
organisieren und die Beschäftigten zu schützen. 
  

 Die unabhängige Gewerkschaftsbewegung arbeitet an der Gründung, 
Ausbildung und Organisation von unabhängigen Gewerkschaften. Wir 
müssen dies mit Vorsicht tun, denn die Unterdrückung durch Arbeitgeber-
gruppen, die mit Gewerkschaftsmafias und Regierungen verbunden sind, 
geht weiter: Vor einigen Monaten hat man willkürlich den Rechtsberater 
der Arbeiter/innen in den Maquiladoras im Norden des Landes und am 2. 
Oktober den Generalsekretär einer Gewerkschaft im Bundesstaat Nayarit 
festgenommen, weil er eine Kundgebung für die Forderung nach 
Lohnnachzahlung angeführt hatte. 
 



 Eingedenk der Tatsache, dass die meisten Unternehmen Schutzverträge 
haben, dürfen wir die Herausforderung nicht aus den Augen verlieren, die 
Vereinigungsfreiheit für die Arbeitnehmer/innen, die sie verlangen bzw. 
leben, zu erreichen. Diese Kolleg/innen fordern die Achtung der Vereini-
gungsfreiheit und der Tarifverhandlungen. Wenn aber Arbeitnehmer/innen 
versucht haben, die Gewerkschaft zu wechseln oder die Schutzgewerk-
schaften anzufechten, drohen ihnen Entlassungen, schwarze Listen und 
Gewalt gegen sie durch das Unternehmen und die Gewerkschaftsmafia - 
das ist die die Norm. Die Missbräuche spiegeln sich auch in De-facto-
Streiks oder Arbeitsniederlegungen wider, die von den Unternehmen oft 
provoziert und dann kriminalisiert werden - nur so können sie die 
Beschäftigten anprangern. 

 

Was können wir von Deutschland aus tun, um gemeinsam bessere 
Arbeitsbedingungen zu fördern? Was können wir gemeinsam tun? 

 

Es ist uns wichtig, dass ihr uns in Deutschland in vier Dimensionen 
unterstützt: 

 
1) Druck auf deutsche Unternehmen: Sie sollten keinen Schutzvertrag in 
Mexiko unterschreiben. Insbesondere, wenn deutsche Unternehmen sich in 
Mexiko niederlassen, sollten die deutschen Gewerkschafter/innen (bzw. 
Betriebsräte) darauf hinwirken, dass das neue mexikanische Arbeitsgesetz 
eingehalten wird und dass eben keine kollektiven Schutzverträge 
unterzeichnet werden. 
Mexikos Politik, transnationale Investitionen anzuziehen, basierte auf dem 
Modell von Arbeitnehmerschutzverträgen, die niedrige Löhne und 
"kontrollierte" Arbeit garantierten, was von Unternehmen überall genutzt 
wurde, darunter auch von einigen deutschen Unternehmen! Das wurde 
mehrfach sogar vor der internationalen Arbeitsagentur in Genf, der  die 
damals bei der ILO angeprangert. 

2) gegen die Vergabe von Unteraufträgen protestieren! Das Outsourcing 
ermöglicht den Schutz-Gewerkschaften die Auswahl des Personals. So ein 
Tarifvertrag verstößt auch in diesem Punkt gegen die Gesetze. Ihr könntet 
die Überwachung fördern, dass die Einstellung von Personal durch 
Unternehmen direkt erfolgt. Denn immer mehr Unternehmen vergeben 
Aufträge über Outsourcing an Firmen, die Schutzverträge haben: Sie 
entziehen sich so ihrer Arbeitgeberverantwortung und verlagern 
Arbeitskonflikte in Bundesstaaten, in denen es mehr Korruption und Kontrolle 
der Mafia gibt und die sich der Vereinigungsfreiheit entziehen. 
 



3) Es gibt eine weitere Umgehungsstrategie der Unternehmen: Industrie-
unternehmen verlagern ihre Geschäfte offiziell in den 
Dienstleistungssektor, um sich dem Geltungsbereich des zentralen 
Arbeitsgesetzes zu entziehen und sich stattdessen den jeweiligen regionalen 
Regelungen zu unterwerfen. Bergbauunternehmen werden so beispielsweise 
zu Sandlogistikern. Die Unternehmen versuchen, sich in solche Wirtschafts-
Sektoren zurückzuziehen, in denen das Arbeitsgesetz weitgehend 
gescheitert ist. Die meisten Gouverneure untergraben die neuen 
Arbeitsgesetze weiter und weitgehend. Das ist also ein 'sicherer Hafen' für 
die Schutzgewerkschaften. 
 
Wir haben viele Unternehmen identifiziert, die Produktionsfirmen zu Dienst-
leistern mit Schutzverträgen machen, um sich der Aufsicht der Bundes-
behörden und der Arbeitsgesetzgebung zu entziehen, auch Automobilzu-
lieferer wie Reifenhersteller. Dadurch werden Löhne und Leistungen auf das 
gesetzlich vorgeschriebene Minimum reduziert und sie bleiben in der Sphäre 
von Bundesstaaten mit weniger Regulierung und dafür stärkerer Kontrolle der 
Mafia. 
 
4) Achtung der Vereinigungsfreiheit und der Tarifverhandlungen: In den 
meisten Unternehmen gibt es Schutzverträge. Wenn die Beschäftigten 
versucht haben, die Gewerkschaft zu wechseln oder die ihnen auferlegte 
Gewerkschaft in Frage zu stellen, sind Entlassungen, schwarze Listen und 
Gewalt gegen sie durch das Unternehmen und die Gewerkschaftsmafia die 
Norm. Die Missbräuche spiegeln sich auch in De-facto-Streiks oder 
Arbeitsniederlegungen wider, die von den Unternehmen häufig provoziert 
und kriminalisiert werden - nur so können die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer angeprangert werden. 
 
Es ist wichtig, dass man sich der Machenschaften der in Mexiko tätigen 
Unternehmen bewusst ist: Ihre Überwachung eröffnet die Möglichkeiten einer 
gewerkschaftlichen Demokratisierung, gewalttätige Aktionen gegen 
Gewerkschafter einzudämmen und es ihnen somit ermöglicht, ihre 
Vertreter/innen frei zu wählen. Gewerkschaftliche Aktivist/innen müssen 
sowohl operativ als auch politisch geschützt werden. Dazu brauchen wir ein 
Kontroll- und Überwachungssystem, das vor Gewalt schützt und eine freie 
gewerkschaftliche Organisierung ermöglicht. 
 

Wie bewertest du die Strategie deutscher Unternehmen in México? 

 
Die Strategie auch deutscher Unternehmen besteht darin, die höchsten 
Gewinne mit den geringsten Investitionen zu erzielen. Sie handeln innerhalb 
der nationalen Grenzen der Legalität, wo die schwächste Partei unorgani-
sierte Arbeitnehmer sind und korrupte Gewerkschaften und Schutzverträgen 
ihre beste Option darstellen. 
 
Mexikos Politik, transnationale Investitionen anzuziehen, basiert auf 



Schutzverträgen, da sie niedrige Löhne und „kontrollierte“ Arbeitskräfte 
garantiert.  Von Unternehmen aus aller Welt, einschließlich einiger deutscher 
Unternehmen, wird das weiter ausgenutzt. 
 

 
Gewerkschaftszeitung SitAUDI 12/2019 über den IGAKK-Besuch in Puebla (Auszug) 
 
Aus diesem Grund ist es wichtig, in den vier angegebenen Punkten ein 
Überwachungsmodell einzurichten, um sicherzustellen, dass Unternehmen 
die Gesetze einhalten und keine Schutzverträge unterzeichnen. Als 
beispielsweise von BMW das mexikanische Montagewerk im Jahr 2014 
installiert wurde, hat BMW Schutztarifverträge unterzeichnet. Es geschah 
seitdem nichts, obwohl der Fall bei der ILO dokumentiert wurde. 
 



 
Der IGAKK hat Cilas im November 2019 in Mexico City besucht. 
 
 
 
 
 


